
15.Beiblatt 27.Jänner 1954 

l06/J 

.. 
der-Abg.l)l!I. P f e i f e r, Her z eIe, Z eil 1 i n ger und Genossen 

an den Bundesminister für soziale Verwaltung, 

betreffend. dringende sozialreohtliche Massn~en zUgunsten der Spätheimkehrer& 

.-. ..-.-. 
Bereits im Verlaufe der BUdgetdebatte haben wir 1n der Nationalrats­

sitzung VOm 7.nezember 1953 auf die besondere Notlage der aus dcrKriegagefan­

gensohaft_zurüokgckehrten Spätheimkehrer hingewiesen und unserer Meinung über 
ltilfs-

die zu-ergreifenden ~ssn.hmen in einem Entsohliessungsantrag Ausdruok verliehett# 
(stenographisches_Protokoll der 23.Sitzung des Nationalrate~, 5.821 f. und 

835 ff., insbesondere 8.837.) 

~In verfassung.rechtlicher Hinsicht ist festzu~alt~n~ dass n~oh Art~lO 

Z.15 des Bundes ... Verfassungsgesetz.es die Fürsot'ge für Kriegsteilnehmer und deren 

Hinterbliebene in Gesetzgebung und VollziehungBundessacl1e ist. Ebenso w1C 
sich das Kriegsopferversorgungsgesetz auf diese Kompetenzbestimu1ung grU.ndet, 

ebenso können auch sonstige Massnahmen des Bundes zugunsten der äus~dQr Gefan­

genschaft heimkehrenden Kriegsteilnehmer_auf die erwähnte Bestimmung gestützt 

werden. Wird dooh selbst das Opferfürsorgegesetz auf Art .. lO Z.15_B" ... VG. ge­

stützt, obwohl der von diesem Gesetz erfasste Personenkreis mit dem Kriege 
niohts zu tun hat • 

. Woran es Spätheimk(~hrern in~a.l1er Re,gel fohlt, ist der~Arbeitsplatz. Naoh 

gepflogenen Erhebungen haben von deD am 14.0ktober 1953 eingetroffenen Spät­

heimkehrern, ... sorlci t es W;i.ener waren, rund 80 v.H. noc,h keinen Arbeitsplatz 

gefunden. (Vgl. ttSa1Zburger Nnohrichten tt vom 13 .. 1.1954.) ])aher s~nd die Spät ... 

heimk.ehrer ebenso wie die- Inhaber von Amtsbeseheinigungen und Opferausweisen 

nach dem Opferfürsorgegesetz dureh die Arbeitsämter in freie Arbeitsstellen 

bevorZUgt zu vermitteln. Aueh in den öffentlichen Dienst sind Spät heimkehrer 

bei_Vorliogen der gesetzlichen Vora.ussetzungen bcv.orzu~ einzustellen bzw. 

,viedoreinzustellen. We/i te~ käme eine vorU.b.erg~hel1d.e Einbeziehung der SPEit­

heimkChrorin ~en be~nstigten ~ersonenkreis des Invalideneinstellungsgesetzes 

in Frage .. 
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.. 16.Bciblatt Beibla.tt. zur Parlamentskorres~onr1e~ 2'1 • .iämler 1954 

Insolangc .. der Späthoimkehrer ohne sein Versohulden_arbeitslos ist, 

sollte ibm ein gesetzlichel: AnspruohH.aut die Leistungen der Arbeitslos.enve%­
sicherung_(Arbeitslosollgeld, Notstandsbilt'e, Krankenversioherung usw.) einge­

räumt werden, und zuar ahne Rüoksioht darauf, ob er~vor soiner Heranziehung 
zur Kriegsdienstleistung alä Arbeitne~er besohäftigt war oder nicht, Eine 
gleiohartige Regelung sieht auch das Gesetz übcr_Hl1fsmassnahmen für Hehlltchrer 
(Hetmkehrergesetz) der Bundesrepublik Deutsoh1ana vom 16.Jun1 1950 in seinor 
derzeit g~ltenden Fassung vor .. (Die galtende Fasaung ist in dem vom~Bundesmini­

stetium für Vertriebene nach dem Stande vom 1.Oktober 1953 zusammengestellten 
ttWegweiser für Hcimltehre:r>" abgedruckt.) 

Duroh die Einbeziehung desS:päthe1mkohre:t's in die Arbe! tslosenhilfe 

WUr<!e ihm auoh a.utomatiso·h der notiTendige Xrankonversioherungssohutz zuteil. 

Ausser an einem,Arbeitsplatztehlt es d~ Spätheimkehrer zumeist auoh an 

der 4igen~1 WOhnung. Besass er in der Vorkriegszeit eine solChe, so ist ihm 
diese, wenn sie~niqht den Bomben zum Opfer fiel. sehr häufig auf illegalem 

Oder legalem Wego entzogen: crordolh Uaher ist "',C~l1J, Spätheimltehrer auch ein gesetz .. 

lieber Anspruoh auf~vevorzugte Wohnungszu~ei8ung einzuräumen. 
niese vordringlichsten MassnabmGn kannten nun, soweit_sie einer gesetz" 

lichen Regelung bedürfen, el'l.twcder duroh ein zusa.mmenfas~endes SpätheiXilkehrer-, , 

gesetz Oder durch Novellicrung_der ~insohlägigen Gesetze getroffen werden. 
Allgemein anerkannt ist aber. dass die Not dar Spätheimlehl'e1' solche Massno.hmm 
dringendst erheischt~ Di~ Mehrausgaben kann~on, wie ebenfalls in ~er BUdget­
debatte des näheren da.rgelegt, ohne ueiteres",aiUi dem Aufkommen ßn Besatzungs­
kostenbeiträgen.gedeckt vrorden. Auf diese ~glichkeit hat auoh der Ren- Bundes­

kanzler· ~erwiesen. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher an den Herrn Bundesminister 
für soziale Verwaltung die 

Anfrage; 

Ist der Herr Bundesminister bereit, die erforderliohen gesetzliChen ]!a.$S­

nahmell ausarbei_ten~und_als Regierunl!svorlage einbringen zu·la.ssent~,um dell Spät .. 
keimkehro·rn eine.n geeigneten Arbeitsplatz sowie eine mensohenwürdige Wohnung zu 

verschaffen.und ihre Ex~stenr bis zur ErlrungUllg des Arbeitsplatzes durch Einbe­

ziehung in die Arbeitslosenhilfe sioherzustol1au? 
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